Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

29

: &g
~ Pir das Nachschlagewerk! ja {!t Mai 1833

Plr die Sammlung! Jja

Fur die Fachpresse! _ja

Gesetz: § 82% Abs. 1 BOE, §§ 3 Abs. 3, 4 TVG, § 49 Abs. 2

BetrVG

Leitsitze:

1.

20

Zu den sonstigen Rechten im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB
gehdrt auch der eingerichtete und ausgelibte Gewerbebetrieb.

Wird das Recht am eingerichteten und ausgeubteﬁ Gewerbe~
betrieb durch einen Streik verletzt, dann kommt és'nicht_
darauf an, ob der Eingriff von einem dem Betrieb Fernste-
henden oder durch die Arbeitnehmerschaft des Betriebes
selbst, sei es auch auf Veranlassung ihrer Gewerkschaft,
erfolgt, *

Der Streik um Arbeitsbedlngungen, dle dem geltenden Tarif-
vertragsrecht entsprechen, ist auf Grund der frelheltllchen
und sozialen Grundordnung der Deutscheanundesregubllk
crundsitzlich legitim und erlaubt. ‘

Ein Streik, der Ziele verfolgt, die von der Rechtsordnung
unmittelbar oder mittelbar missbilligt werden, ist jedoch/
rechts w1dr1g. Das ist 1nsbesondere dann der Fall, wenn "
um Ziele gestreikt wird, die dem geltenden Tarifvertrags— o
recht widersprechen. |

Aktenzeichen: 1 AZR 493/54
Urteil des RAG vom 4. Mai 1955 . LAG Dlisseldort
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hat der Erste Senat des Bundesarbelt gerichts auf Grund &er»

miindlichen Vorhandlung von ‘4. Mal 1955 durch dle Bundesrlchﬂg

ter Dr. Konig, Dr. Poelmann und Dr. Simons sowie die Bundes~i
arbemtsrlchter Dr. Eberhard und Fink fiir Recht erkannts ’

Die Revision der Beklagtgn_gegen das'

Urteil des Landesarbeitsgerichts Diisseldorf
vom 22, Juni 1954 - (5) 4 Sa. 181/53 ~ wird
auf 1hre Kosten zuruckgewxesen.
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Tatbestand

Der Beklagte zu 1) ist eine Gewerkschaft, in der vor-
nehmlich die Facharbeiter der Chemigraphie organisiert sind.
Lie Beklagten zu 2) und 3) sind die beiden Vorsitzenden die-
ser Gewerkschaft. '

. Im Septembcn/Oktober 1953 forderten die Beklagten zu
2) und j) die Firma ¥. G’ln Essen, ein Druck- und
~ Verlagsunternehmen mit ungefihr 1500 Arbeltnehmern, auf,
mit dem Beklagten zu 1) einen Firmentarifvertrag zur Rege~
lung der Arbeitsverhdltnisse der bei G “’ beschiftigten
ungefihr 70 Miiglieder des Senefelderbundes abzuschlleusen°
‘Die Firma. G—1ehnte dies nach Riicksprache mit der
Kligerin, deren Mitglied sie ist, aﬁ. Darauf entschlossen
sich die Arbveitnehmer der Firma G' die Mitglieder
des Beklagten zu 1) waren, in einer Abstimmung zur Erkimpfung
eines Firmentarifs in einen Streik zu treten. Die Beklagten
forderten sddamn zur Arbeitsniederlegung auf. Die Fachar-
beiter der Abteilungen Chemigraphie, Tiefdruck und Bild-
herstellung, die alle Mitglieder des Beklagten zu 1) waren,
kamen dieser Aufforderung am 7. Oktober 1953 nach.

In einem Flugblatt wurden folgende Streikforderungen
aufgestellt: .

" 1, Ein Tarif fir unser Gewerbe,

2. Verkiirzung der Arbeitszeit (45- Std.~Woche),

3. Mindestlohn fiur das 1. Jahr nach der Lehre,
danach freie Lohnvereinbarung,

4., Tarifliche Verpflichtung zur Uberstundea-
leistung nach der Arbeitszeitordnung, '

~ 5. Zahlung eines Weihnachtsgeldes,

6. inderung der Urlaubsregelung, .

7. Vierjéhrige Lehrzeit mit angemessener Be-
zahlung im 4. Lehrjahr,

8. Krankenge1d~Zuschuss nach Berechnung von

: Lffe“tlvlohn,,

Am 10. Oktober 1953 nahmen die utrelkbnden die Arbeit
wieder auf, nachdem zwischen dem Beklagten zu l)-und der

Betriebsleitung der Mirma. G-eln Abkommen abge-
schlossen worden war. Ein Firmentarif kam nicht qutandeo,

Die Arbeitsverhdlitnisse der Firma C'und 1hre:c~
Arbeiinehmer unterlagen dem fir allgemeln verbindlich
erklarten Manteltarifvertrag fir das graphiSche Gewerbe
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vom 283. Mai 1949 sowie den dazugehﬁrigen, aber nicht fir
allgemein verbindlich erklérten Lohntarif,

Die Firma G.trat ihre angeblichen, gegen die
Bexlagten gerichteten Schadensersatzanspruche an die’ E
Klig exln ab,

Die Klagerin erhob vor dem Arbeltsgericht Disseldorf
Klage, dle Beklagten als Gesamtschuldner zur Zahlung von
11.726,40 DM Schadensersatz nebst 4% Zinsen seit dem Tage - :
der Klageexhebung zu verurteilen. Ausserdem begehrte die
Klagerln festzustellen, dad die Beklagten als Gesamtschuld- .
ner verpflichtet seien, den gesamten der Firma G,aus |
dem Streik von 67 Belegschaftsmltglledern entstandenen
Schaden zu ersetzen. Durch Urtell des irbeitsgerichts
Dusseldorf vom 19. Oktober 1957% wurde die Klage abgewxesen° .

Gegen das Urtell lepte die Klagerln zu13881ge Berufung
eln, beschréinkte aber ihren Klageantrag gegen dle Bequgcen
auf &ahlung von zunaohst 1000 . ~DM,

Durch Urtell,des Landesarbeltsgerichté Disseldorf vom
22, Juni 1954 wurde das Urteil des Arbeitsgerichts Diissel~’
dorf abgeidndert, Die Beklagten wurden verurteilt, als Ge-
sambschuldner an die Kligerin 1000.-DM zu zahlen. Die ’
Revision gegen das Urteil wurde zugelassen.

Das Landesarbeitsgerlcht helt den Klageansyruch gemgs s :

. § 826 BGB fiir begriindet. '

' Das Urteil wurde den Bekiagtén am 7. Oktober 1954 Zo~
geqtellu. Sie legten: hlexgegen am 5. November 1954 ﬁev181on

ein, die sie am 2. Deuzember 1954 begrundeteno Mit der
Revision erstreben die Beklagten '

Aufhebung des 1andesarbe1tsgerichtllchen Urteils
und Abweisung der Klage =

‘Die Revision riigt Verletzung des § 826 BGB durch das
Landeqarbeltswerlchu. ' ’
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Entscheidungsgrﬁhdé

Die zul#dssige Revision ist unbegrundeta Gem#B § 823
Abs. 1 BGB sind die Beklagten als Gesamtsehuldner (88 830,
840 BGB) verpfllchtet, der Kldgerin den Schaden zu er-
setzen, der der Firma G[::::::jaéraus entstanden ist, daf
sie ein sonstiges Recht dieser Firma wlderrechtllch und
schuldhaft verletzt haben. ’ -

Der Firma. Girardet ist durch den Streik eines Teils
ihrer Belegschaftsmitglieder, zu dem die Beklagten aufge~ -
rufen hatten, ein Schaden entstandeno Dies steht durch
die bindenden Feststellungen des Berufungsgerlchts und
‘der vom Revisionsgericht nichi welter nachzuprufenden
Beweiswlirdigung inm &ngefochtenen Hrtell fest (§§ 286
287, 561 ZP0). : :

Zu. den sonstigen Rechten 1m Slnne des § 823 Absa 1 BGB
genort aucn der eingerichtete und ausgeubte Gewerbebetrlebo
Durch den Strelk wurde dieges hHecht der Flrma G
durch die Beklagten verletzt Dabel kommt es nmcht darauf
an, ob der BEingriff von elnem dem Betrieb Fernstehenden
oder durch die Arbeltnehmersehaft des Betrlebs selbst
cder durch sie -guf Yeranlassung ihrer GewerksChaft erfolgto
Denn es entspricht dem Wesen des absoluten Rechts, zu dem
die sonstigen Rechte des’ 9 823 Abs. 1 BGB gehoren, dal
es einen allseitigen Schutz gegen jedermann verleiht = -
(vgl. Nipperdey in RAA 1953 §. 211). DaB der elngerlchtete
und ausgelibte Gewerbebetrieb der Firma G: durch den
- von den Behlagten veranlassten Streik in %elnem Bestand
getroifen wurde, weil die &trelkenden, wenn auch an Zahl
gerlng, durch ihre Stellung als Schlusselkrafte im wesenta
‘lichen den Betrieb ahmleguen, steht. aurch dle Feststelu :
1un¢en des angefochtenen Urtells festo a g '

Der Surelk, zu dem die Beklagten au*gerufen hatten, 5
“war aber auch ”eChCSWlergo Zwar ist der von elner Ge~.;if
werkschaft ver anlasste Streik zur Verbesqerung oder Er~~f;*5~f
~ haltung der arbeitsbedingungen grundsatzllch nlcit} als , ;
- unerlaubte ‘Handlung im Sinne des § 823 Abso l BGB 5
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‘anzusehen (Hueck Nlpperdey, TVG 2, Aufl., § 2 Anm. 38, BVerfG“"
Urteil v, 18,11.1954 in AP Nr. 1 zu Art. 9 GG; BAG, Grosser
Senat vom 28. 1. 1955 in AP Nr. 1 zu Art. 9 GG Arbeitskampf). .

Es ict Aufgabe einer Gewerkschaft, zu Gunsten der Arbeit-

nehmer fiir die bei ihr organisierte Arbeitnehmerschaft ge-

geniiber den Arbeitgebern oder ihren Verbinden Arbeitsbe-
dingungeh auszuhandeln und sie notfalls im Wege des<Streiks
zu erkdmpfen. Das Mittel der Verwirklichung dieser gewerk-

schaftlichen-ﬁﬁfgaben und Ziele ist in der gegebenen Rechts-

ordnung der Tarifvertrag, zu dessen Abschlufl die Arbeitgeber
notfalls durch Arbeitskampf, insbesondere Streik, veranlasst
werden sollen. Der Streik um Arbeitsbedingungen, die dem
geltenden Tarifvertragsrecht entsprechen, ist auf Grund der
freiheitlichen und sozialen Grundordnung der Deutschen
Bundesrepublik grundsitzlich legitim und érlaubt. Zwar hat
der Gesetzgeber dies nirgends ausdriicklich festgestellt. Es
entspricht aber der allgemeinen Rechtsiiberzeugung, die sich
zuletzt noch in der Bestimmung des § 49 Abs. 2 Satz 3
BetrVG Ausdruck verschafft hat. Diese Bestimmung ist nur
verstédndlich, wenn man die grundsatzllche Anerkennung
legitimer Arbeltskampfe tarlffahlger Parteien durch den
Staat voraussetzt. Ein Strelk Jeaoch der Ziele verfolgt,
die- von der Rechtsordnung unmittelbar oder mittelbar miB-
billigt werden, der daher der frelheltllchen und sozialen
Grundordnung der Bundesrepubllk nlcht mehr entsprechend eY-
schelnt, ist reohtsw1dr1g. Das ist auch dann der. Fall, wenn
um Ziele gestrelkt w1rd die dem geltenden Tar1fvertrags~‘

j recht w1dersprechen :

Allerdings ist ein Streik nicht deswegen rechtSW1dr1g,
Well dex Arbeltgeberverband, dem der oder die bestreikten
Betrmebe angehdren, sich Dritten (einer Gewerkschaft) gegen-
tiber in einem Tarifvertrag verpfl:chtet hat, mit anderen
. Gewerkschaften keine tariflichen Abmachungen zu treffen.
Weiter ist ein‘Streik auch nxcht deshalb rechtSWLdrlg, weill
der bestreikte Arbeitgeber, der einen Arbeltgeberverband

angehort, diesem gegeniliber satzungsm3581g verpfllchtet 1st,‘

~ keinen IFirmentarif abzaschllessen. Verpfllchtungen,}dle ein

Arbeiigeberverband'tarlflich einem Tarifpartner der Arbeit-
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‘nehmerseite gegeniiber eingegangen ist oder Verpflichtungen,
die einem einzelnen Arbeitgeber satzungsgemis gegenﬁber
seinem Arbeitgeberverband obliegen, berithren nicht die
ﬁechtméssigkeit oder Rechtswidrigkeit eines Streiks, .zu

dem eine Gewerkschaft aufruft; die in keinem Vertragsver- '
hdltnis zu dem Arbeitgeberverband oder zu dem Arbeitgeber
steht, Wenn es einer Gewerkschaft erlaubt ist, ihre gewerk-
schaftlichen Aufgaben und Ziele durch einen Tarlfvertrag zZ0
verwirklichen, zu dessen Abschluss der Arbeitgeber notfalls
durch Streik veranlasst werden soll, .dann kann der Arbeit-
geber einem solchen Streik die Legitimitat nicht dadurch
nehmen, daf er sich anderweltlg Dritten gegeniiber verpflichtet
oder verpflichtet hat, einen solchen Tarlfvertrag nicht ab-
zuschliessen,

Ob der Streik/désWegen rechtswidrig ist, weil er die
Allgemeinverbindlichkeit des Manteltarifs berihrt, kann
in diesem Rechtsstreii_unentschieden bleibeng

Die Beklagten haben vor allem deswegen Zum Strelk auf~
gerufen, um nach allen Rldhtungen hin freie Lohnverelnbarung
(nach Ablauf des ersten Gesellenaa@res) Zu erk&mpfen. Hierzu
haben die Beklagten. selbst ausgefiihrt, daB die freie Lohnver-
einbarung den'bésonderen Bediirfnissen der von dem Beklagten
zu 1) vertretenen Arbeitnehmer am -besten gerecht werde. Es
handele sich bei diesen Arbeitnehmern um hochqualifizierte
Facharbeiter, die nur auf Grund ihrer besonderen Leistungen

und ihrer Wichtigkeit fiir den Betrleb entlohnt werden konntena

Eine schematische Lohnregelung durch einen Tarif- auch als
Mindestregelung ~ sei daher fiir diese Arbeiter nlcht er-
strebenswert., Zwar haben die Beklagten neuerdlngs die Forde~
rung in diesem Sinne fallen lassen, well der freien Lohn-

| vereinbarung iber Mlndestbedlngungen hlnaus kelne Sohranke
‘durch den Tarifvertrag geselzt wird. Zur Zeit &es Strelks
war aber von einer solchen Auslegung der Forderung nach

, Lohnfrelhelt nicht die Rede, der Mlndestlohn sollte nach
dem ersten Gesellenaahr schlechthln beseltlgt werden. Daraus
ergibt sich, daB der Streik, der sich nicht nur gegen den .

~T-
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fiir allgemein verbindlich erkiérten:Man%eltarif, sondern
auch gegen den nicht allgemein verbindlichen Lohntarif rich-
tete, in dem wesentlichsten Punkt, nsmlich der Lohngestal-
tung,‘tarifrech%swidrig war, weil zum Wesen des Tarifver-
trages ilber LOhne die Vereinbarung von M;ndestiﬁhnen, ge-

hort (vgl. § 4 TVG). Wenn also die genannte Streikforderung

freier Lohnvereinbarung nach dem Willen der Beklagten tarif-
lich verankert werden sollte, so wiirde das bedeuteﬁ,_daﬁ‘die
erstrebte firmentarifliche Regelung'siéh gwar auch auf die
Lohne bezog, glelchzeltlg aber unter Verkennung des gerade

hier wesentlichen Merkmals des Tarifschutzes fiir die Arbelt-f*iﬁ

nehmer auf die Festsetzung von Mindestlthnen verzichtet und
stattdessen der Grundsatz der vollig freien'arbeitsvertrag~
lichen Lohnvereinbarung aufgestellt wérden sollte. Den Be-
klagten lag nicht an einer garantierten Regelung des Lohnes,
sondern an dessen garantierter Reg911081gke1t Das steht im
UlderSpruch zu dem Wesen des deutschen Tarlfvertrages und
namentlich zu der zwingenden Bestimmung des § 4 TVG. Demn
die tarifliche Festlegung, daB nur einzelvertraglich Lohne
ausgehandelt werden, nur freie Lthne .gelten diirften, mif-
achtet den jedem Tarifvertrag immanenten wesentllohen Schutz—
Zweck, ndmlich die Festlegung von Mlndestlohnen, die zu '
Ungunsten der Arbeitnehmer nicht abbedungen werden kpnneno-
Dem widerspricht auch nicht die Vorschrift des § 4 Abs. 3
TVG. Bei ihr handelt es sich um eine klare und eindeutige
Ausnahmevorschrlft Sie gestattet nlcht daBl das Wesen des

' Tarlfvertrages selb&t angetastet w1rd, indem die Pestsetzung

von Mlndestlohnen in der Hauptsache.und generell ausgeschlos~_L

sen wird.

Die Aufnshme einer Tarifklausel iiber freie Lohnvéreiné
barungen in den von den Beklagten mit Streikdruck angestreb-
ten Firmentarif wiirde weiter bedeuten, daB die Mitglieder des
Beklagten zu 1) selbst, soweit in diesenm Firmentarif keige
Mindestldhne bestimden, ihres tariflichen SchutzQS'éus dem

allgemein verbindlichen Manteltarifvertrag sowie aus dem zwar :

nicht filr allgemein verbindlich erklédften, aber auch fur die

~aus der IG Druck und Papier ausgetretgnen Arbeitnehmer welter‘

, e
f .
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rerbindlichen (§ 3 Abs. 3 TVG) Lohntarife beraubt wiirden.
‘Wenn bei der augenblicklichen sozialen und wirtschaftlichen
Situation in den Betrieben des graphischen Gewerbes auch
keine Gefahr bestehen mag, daB die Arbeitnehmer der Beklag-
.ten zu 1), die bel der Firma G - . in Streik getreten

v waren, bei AbschluB eines solchen Firmentarifvertrages Ge-
fahr gelaufen wiren, gerlngere Lohne zu erhalten, als sie
‘der Manteltarif bzw. Lohntarif vorsah, so trifft dies doch
nicht den Kern des Rechtsproblems. Hier kommt es lediglich
.darauf an, dafB mit dem Streik die kampfwéise Aufnahme der

,tarlfw1dr1gen Klausel -~ nur freie Lohnverelnbarung durch
‘Arbeltsvertrag,~ in einen Tarif erzlelt werden sollte.

Der Strelk wurde mlthin in emnemAwesentllchen Punkt

zZur rzwmngung tarlfw16r1ger Ziele gefuhrt Es ging den Be-
agten und den Streikenden darum, trotz der klaren und
deutigen Bestimmung des § 3 Abs. 3 TV, wonach die Tarif-
ﬁebundenhelt auch bel Austritt aus einer der Tarlfvertrags~
:_elén bestehen bleibt, bis der Parifertrag endet, sich
dleser vom Gesetz vewollten wnd bestlmmten Gebundenhelt Zu
freien, Ein Strelk um ein solches in Wahrhelt gesetzwmd~
iges Zlel 13% unerlaubt und rechtsW1drigo

Ble Beklagten konnen sich ‘auch nzcht darauf berufen,‘
ein Streik, der im Hinblick auf eines der Streikziele
ﬁérlaubt"ist; der Rechtswidrigkeit deshalb;Wieder ent~
eidet werde, weil andere Streikziele'Zu‘einem echten Ta-

 rifvertrag filhren kinnten und darum diese erlaubten Ziele

den ganzen Streik doch wieder 1egitiﬁ,er33heinen liessens
Dem steht entgegern, daB der Arbéitgebér die “treikférdérun~,v
gen nur als Ganges werten und  danach gegenuber der Streik-
~drohung sich sch1u351g werden mus8, ob er dle Beéznguﬁgen
annehmen soll oder nicht, Die ultlmatlve Natur der Streik-
‘drohung und des Streiks selbst stellten es der Firma &
“ww - nxcht frei, das eine oder andere der btreikzlele anzu~
~ nehmen oder abzulehnenolble Gegenauffassung wurde dazu fih-
. ‘ren, daB jedes - auch noch so verbotene - Zlel in den Strelk
einbezogen werden konnte, wenn daneben.auoh nur eln erlaub*
tes Ziel verfolgt wiirde. Ob elne,Elnschrankung dann zZu gelten’
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4 hat, wenn das unerlaubte Stre1k21el nur. einen unwichtigen _> .
Nebenpunkt betrifft, kann dahlngestellt bleiben. Hier handelt'
es sich um eine Hauptforderung des ganzen Strelkso' g

Naéh allém haben die Beklagten durch Aufruf zum Streik
und durch seine Durchfithrung bei der Firma & 5 in deren
Recht am Gewerbebetrieb rechtswidrig eingegriffen, weil der
Streik wegen des verfolgten, den Grundsétzen des geltenden |
Tarifrechts w1dersprechenden Zleles, als 8021a1 1nadaequat
anzusehen ist, '

Die Beklagten haben auch, wie die ?eststellungen des
Arbeltsgerlchts .ergeben, bewusst und gewollt d.h. vorsétz-
lich das Recht am Gewerbebetrieb der Flrma G L ver- | 51
~ letzt. Denn es war ihnen bewusst,\daﬁ der Gewerbebetrleb der . ’
Firma G: .. durch den &trelk Zwar nur weniger, -aber be~
sonders gualifizierter SchldsqﬂkraftelunmlttelbarVso gestdrt
wurde, daB er damit“weithin zﬁm Erliegen gébraéht wurde. Da-
bei ist es nicht erforderlich, daB sich der Vdrsatm der Be--
- klagten auch auf eine Vermogenssch&dmgung der Flrma G2
‘bezog. Es geniigt, wenn er sich auf die Verletzung des Rechts
_am Cewerbebetrieb erstreckte. BEs ist seh11esslleh nlcht ere
sxc}tlich, daB die Beklagten smch etwa iiber das Unrechtmass1{e
ge ihres Vorgehens geiryt hatten,;391bst wenn dies aber dooh
“ der Fall wdre, so muss ihnen zum mlnaesten der Vorwurf fahru
lagsiger Rechtsverletzung gemacht werden. Die Beklagten,‘:
eine Gewerks chaft und ihre Vorstandsmltglleéer, muasten be1
gehdriger Anspannung ihrer oorgfaltspflloht den Verstoﬁ gew
gen die Grundsidtze dés deutschen Tarlfvertragsrechts mit .
ihrer kampfwelse aufgestellten Farderung nach frezer Lohnver-é
einbarung erkennen und mussten Slch bel ruhlger und vernunfwgf
tiger uberlegung sagen, da. ezn smloher Sﬁrelk um’ tar1fw1drlge
»Ziele auch rechtsW1drig 15%0 s e R *'ﬁ;g;

Da der ¢ ohadensersatzansprueh nach § 823 Abs 1 BGB ge~
rechbfertlgt ist, bedurfte es kelner welteren Ausfuhrungen
'dardber, ob, wie das Landesarbeltsgexlcht angenommen hat,.\
der Sohadensersatzanspruch aueh gemaﬁ § 826 BGB gegeben

-10-.
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sein wirde.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Fir den auf Urlaub
befindlichen Bundes-
richter Dr. Simons

gez. Dr. Konig Dr., Konig Dr. Poelmann

Dr. Eberhard Fink

}I() I9P J[I2, YONY :SIOMUIE]

5
g
5
=N
0
2
o
@
@]
1%
o
g
5
I
I
O
=
R
R
]
:‘l
=
c
=
@)
ag
[¢3
2
o
S

JLaw — Gesetze und Urteile T Avallable on the
Kostenlos (mobile App) » Google play App Store
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android Andr0|d . JLaw — furiOS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	mä±

	'	-	5	-	29

	29



